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Einleitung

Von der Abschaffung der Rassentrennung über das Frauenwahlrecht,

den Achtstundentag und den Atomausstieg bis zur „Ehe für Alle“ – es

waren gesellschaftliche Bewegungen, die in der Geschichte politische

Umbrüche erzwungen haben. Auch heute gibt es viele gute Gründe,

gemeinsam mit anderen Menschen auf die Straße zu gehen, sei es als

Aktivist/in,  Gewerkschafter/in,  Flüchtlingshelfer/in  oder Parteimit-

glied.

Die  Versammlungsfreiheit  ist  für  die  Demokratie  ein  zentrales

Grundrecht.  Daher  muss  es  nachdenklich  stimmen,  dass  das  Ver-

sammlungsrecht für juristische  Laien nur schwer zu durchdringen

ist. Wer ohne Vorbildung eine Versammlung anmeldet, sieht sich zu-

dem einer Versammlungsbehörde  gegenüber,  die  durch ihr Wissen

und ihre Erfahrung, aber auch das ihr zur Verfügung stehende Perso-

nal strukturell überlegen ist. Das macht es Veranstalter/innen mitun-

ter schwer,  ihre  Vorstellungen effektiv durchzusetzen – vor allem,

wenn sie der Behörde nicht gefallen. Umso wichtiger ist es, sich vorab

gründlich zu informieren,  um im Fall  der Fälle vorbereitet zu sein

und überzeugend argumentieren zu können.

Auch für  Journalistinnen und  Journalisten  ist  ein  Verständnis  der

rechtlichen Zusammenhänge wertvoll. Dies gilt zunächst für die kor-

rekte Darstellung. Häufig ist beispielsweise zu lesen, die Versamm-

lungsbehörde habe eine Versammlung genehmigt. Rechtlich ist dies

falsch, das Gegenteil ist der Fall (→ S. 39). Dabei handelt es sich nicht

um eine juristische Spitzfindigkeit, sondern betrifft das grundlegende

Verständnis von Versammlungsfreiheit. Das Versammlungsrecht im

Überblick zu kennen erweist sich zudem als Vorteil, wenn es um die

Bewertung von Konfliktsituationen geht, beispielsweise wenn Polizei
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und Veranstalter/innen unterschiedliche Auffassungen in einer Sach-

frage haben. Kritisch nachfragen kann überdies nur, wer halbwegs im

Thema ist. Nicht zuletzt ist es unerlässlich zu wissen, was im Rahmen

der Berufsausübung bei Versammlungen erlaubt ist, beispielsweise ob

das Tragen eines Helms strafbar ist (→ S. 141).

Das Ziel dieses Buches ist zunächst eine verständliche und praxisna-

he Einführung für alle, die sich zum ersten Mal mit dem Versamm-

lungsrecht beschäftigen. Aber auch wer bereits erste Erfahrungen in

der Anmeldung und Leitung von Versammlungen gemacht hat, sollte

von diesem Buch profitieren und vielleicht die eine oder andere Er-

kenntnis für die nächste Demonstration mitnehmen können. Nicht

zuletzt  soll  der  Praxisleitfaden  auch  als  Nachschlagewerk  für  den

Ernstfall dienen. Die Darstellung beschränkt sich auf Versammlungen

unter  freiem  Himmel,  Versammlungen  in  geschlossenen  Räumen

werden nur am Rande behandelt. 

Muss ich eine Aktion überhaupt anmelden? Welche Hilfsmittel darf

ich einsetzen? Welche Auflagen kann die Versammlungsbehörde er-

lassen?  Muss  ich  einer Verlegung  des  Versammlungsortes  zustim-

men?  Hat  die  Polizei  ein  Recht,  die  Namen  meiner  Ordner  zu

verlangen? Diese und viele weitere Fragen sollen auf den folgenden

Seiten behandelt werden.

Es gibt bereits verschiedene Darstellungen des Versammlungsrechts,

auch für Nichtjuristinnen und Nichtjuristen. Warum also eine weite-

re? Das Besondere an diesem Buch ist, dass es aus der Praxis für die

Praxis entstanden ist. Eingeflossen sind die Erfahrungen aus zahlrei-

chen Verfahren, in denen ich Versammlungen als Rechtsanwalt bei

der Anmeldung und Durchführung begleitet habe. Dies zeigt sich bei-

spielsweise daran, dass dem Kooperationsgespräch, das in den meis-

ten Darstellungen trotz seiner großen Bedeutung in der Praxis mit
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wenigen Sätzen abgehandelt wird, ein eigenes Kapitel gewidmet ist.

Der Praxisleitfaden beschränkt sich daher nicht darauf, die Rechtsla-

ge darzustellen, sondern vermittelt zusätzlich Tipps und Tricks für

die praktische Durchsetzung der Versammlungsfreiheit.  Da es sich

nicht  um  eine  wissenschaftliche  Abhandlung  des  Versammlungs-

rechts handelt, sind die Fundstellen in den Fußnoten auf ein Mini-

mum  reduziert.  Verwiesen  wird  allenfalls  auf  Entscheidungen  der

Gerichte. Wer sich vertiefend mit dem Versammlungsrecht beschäfti-

gen möchte, sei ein Blick in einen Praxiskommentar zum Versamm-

lungsgesetz oder zum Grundgesetz empfohlen.

Ich wünsche mir, dass dieses Buch mehr Menschen dazu befähigt, ihr

Grundrecht  auf  Versammlungsfreiheit  aktiv  wahrzunehmen.  Über

Feedback, seien es Druckfehler oder inhaltliche Anmerkungen, die ich

in einer zweiten Auflage berücksichtigen kann, freue ich mich. Ein-

sendungen bitte ich zu richten an feedback@felix-halle.de.

Düsseldorf im März 2019 Jasper Prigge
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Teil 1:
Von der Idee auf die Straße

Am Beginn jeder Versammlung steht die Idee, ein Anliegen auf die

Straße zu tragen. Bis dahin ist allerdings noch ein langer Weg zu-

rückzulegen.  Bei  Versammlungen  lassen  sich  typischerweise  vier

Phasen unterscheiden:

− Vorbereitungsphase:  Von den ersten Überlegungen bis zur
Anmeldung bei der Versammlungsbehörde.

− Verhandlungsphase: Von der Anmeldung und bis zur Bestä-
tigung durch die Versammlungsbehörde.

− Durchführungsphase: Von der Eröffnung der Versammlung
bis zu ihrer Beendigung.

− Nachbereitungsphase:  Nach der Beendigung der Versamm-
lung.

Dieses Buch ist so aufgebaut, dass es die einzelnen Versammlungs-

phasen nachvollzieht. Nach einem Grundlagenteil werden die in der

jeweiligen Phase relevanten Problemstellungen erläutert. Trotz dieser

weitgehend  chronologischen Darstellung  muss  der  Leitfaden  nicht

von vorne nach hinten durchgearbeitet werden. Es ist auch möglich,

ihn einfach bei einem interessanten Thema aufzuschlagen und drauf

loszulesen. 

Seitenangaben,  die  mit  dem „→“-Symbol gekennzeichnet sind,  ver-

weisen auf eine thematisch passende Stelle im Buch, die für das tiefe-

re Verständnis hilfreich sein kann.
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Vorbereitungsphase

Hat sich die Idee für eine Versammlung verfestigt, indem ein Termin

und ein Ort ins Auge gefasst werden, beginnt die Vorbereitung. An

ihrem Beginn steht die Anmeldung der Versammlung bei der zustän-

digen Versammlungsbehörde, wenn eine Pflicht zur Anmeldung be-

steht (→ S. 40).

Wann eine Versammlung anzumelden ist, hängt davon ab, wann die

Veranstalter/innen sie in der Öffentlichkeit bekannt machen wollen.

Grundsätzlich dürfen  Versammlungen erst  48 Stunden  nach  ihrer

Anmeldung öffentlich beworben werden.

Geht die Anmeldung an einem Freitag (18:00 Uhr) bei der zuständigen

Behörde ein,  darf  ab Sonntag (18:00  Uhr)  mobilisiert  werden,  auch

wenn die Behörde sich möglicherweise mit der Anmeldung noch gar

nicht inhaltlich beschäftigt hat. Eine zu frühe Bewerbung ist aller-

dings durch das Versammlungsgesetz nicht sanktioniert.

Es ist sinnvoll, die Versammlungsbehörde möglichst zeitnah zu infor-

mieren,  nachdem die  Entscheidung  gefallen  ist,  die  Versammlung

veranstalten zu wollen.

Als Vorüberlegungen sollten sich die Veranstalter/innen fragen:

− Wie viele Personen werden voraussichtlich an der Versammlung
teilnehmen?

− Soll es sich um eine Kundgebung an einem Ort oder einen Auf-
zug mit einer bestimmten Wegstrecke und ggf. Zwischenkund-
gebungen handeln?
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− Ist der gewählte Ort bzw. die Route geeignet, also geeignet für
die voraussichtliche Anzahl an Teilnehmenden?

− Welche Hilfsmittel sollen eingesetzt werden?

− Wer soll die Versammlung leiten und soll eine Stellvertretung
benannt werden?

Zu Form und Inhalt der Anmeldung → S. 45.

Nach Ablauf der Anmeldefrist, kann die Bewerbung beginnen. Ob das

klassische Flugblatt oder soziale Netzwerke: Die Veranstalter/innen

können alle Möglichkeiten nutzen, die ihnen zur Verfügung stehen.

Bei der Bewerbung der Versammlung ist nach § 2 Abs. 1 VersG

anzugeben, wer Veranstalter/in ist.  Das können eine Privat-

person, ein Verein oder aber auch ein Bündnis verschiedener

Organisationen und/oder Personen sein.

Verhandlungsphase

Auf Grundlage der Anmeldung entscheidet sich, ob die Versammlung

in der Weise durchgeführt werden kann, wie sich die Veranstalter/in-

nen dies überlegt haben. Eine zentrale Stellung nimmt dabei das Ko-

operationsgespräch zwischen  Versammlungsbehörde  und

Veranstalter/innen  ein  (→ S. 49),  in  dem klärungsbedürftige  Fragen

angesprochen und im besten Falle einvernehmlich beantwortet wer-

den. Darüber hinaus benennt die Versammlungsbehörde, ob und ggf.

welche Auflagen sie für erforderlich hält. Die Veranstalter/innen ha-
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ben  hier  die  Möglichkeit,  zu  Bedenken  der  Versammlungsbehörde

Stellung zu nehmen.

Das  Kooperationsgespräch  ist  eine  Herausforderung für Veranstal-

ter/innen, vor allem, wenn sie noch unsicher sind, was sie verlangen

und im Zweifel auch rechtlich durchsetzen können. Die Behörde hin-

gegen hat zumeist einen Erfahrungsvorsprung und ist im Versamm-

lungsrecht geschult. Es bedarf daher einer gründlichen Vorbereitung,

um im Kooperationsgespräch die richtigen Argumente an der Hand

zu haben.

Nach dem Kooperationsgespräch  erlässt  die  Versammlungsbehörde

eine Anmeldebestätigung und gegebenenfalls einen Auflagenbescheid

oder ein Versammlungsverbot. Auflagen oder ein Verbot sind nur zur

Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung zu-

lässig (→ S. 78).  Sind Auflagen oder ein Verbot rechtswidrig, können

sie vor den Verwaltungsgerichten im Eilverfahren angegriffen wer-

den (→ S. 99).

Durchführungsphase

Die Durchführung einer Versammlung beginnt mit dem Aufbau der

Hilfsmittel  wie  Lautsprecherwagen  oder  Bühne.  Bereits  zu  diesem

Zeitpunkt sollte die Versammlungsleitung für die Polizei ansprechbar

sein.  Vor  der  Eröffnung  durch  die  Versammlungsleitung  sammeln

sich die Teilnehmenden am Versammlungsort.

Die  Versammlungsleitung  bestimmt  den  Ablauf  und  hat  die  Ord-

nungsgewalt (→ S. 114). Sie kann sich einer angemessenen Anzahl an

Ordner/innen bedienen, wenn sie dies mit der Anzeige bei der Ver-

sammlungsbehörde beantragt hat (→ S. 117).
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Kommt es  zu  Meinungsverschiedenheiten  zwischen der Versamm-

lungsleitung und der Polizei, beispielsweise weil Anforderungen ge-

stellt  werden,  die  im  Kooperationsgespräch  nicht  thematisiert

wurden,  sollte  die  Versammlungsleitung  ruhig  und  mit  sachlichen

Argumenten versuchen, ihre Position durchzusetzen. Es hat sich be-

währt, Anmeldebestätigung und Anmeldung ausgedruckt mitzuneh-

men, um sie im Zweifelsfall zur Hand zu haben.

Die Versammlung kann auf  zwei  Wegen enden:  Sie  wird entweder

durch die Versammlungsleitung beendet oder zwangsweise durch die

Polizei aufgelöst (→ S. 148).

Nachbereitungsphase

Im Nachgang zur Durchführung steht eine Nachbereitung durch die

Veranstalter/innen (→ S. 153).

Dokumentiert werden sollten problematische Punkte, die einer Klä-

rung in der Zukunft  bedürfen.  Das  Recht  auf  Informationsfreiheit

gibt  Veranstalterinnen und  Veranstaltern  eine  Möglichkeit,  ergän-

zende Informationen von den Behörden zu verlangen.

Soll  das  Handeln der Behörden nachträglich durch  eine  Klage  vor

dem Verwaltungsgericht überprüft werden, sollten die maßgeblichen

Fakten und Beweismittel  (z. B.  Fotoaufnahmen)  zusammengetragen

werden. Auf dieser Grundlage können Anwältinnen und Anwälte die

Rechtmäßigkeit besser beurteilen.
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Teil 2:
Grundlagen der 

Versammlungsfreiheit

Art. 8 GG

(1) Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmel-

dung oder Erlaubnis friedlich und ohne Waffen zu ver-

sammeln.

(2)  Für  Versammlungen  unter  freiem  Himmel  kann

dieses Recht durch Gesetz oder auf Grund eines Geset-

zes beschränkt werden.

Die Versammlungsfreiheit hat eine lange Tradition. Bereits in der von

der Frankfurter  Nationalversammlung  1848  verabschiedeten  Erklä-

rung der „Grundrechte des Deutschen Volkes“ hieß es:

„Die  Deutschen  haben  das  Recht,  sich  friedlich  und

ohne Waffen zu versammeln; einer besonderen Erlaub-

nis bedarf es nicht.“

In der Weimarer Republik war die Versammlungsfreiheit in Art. 123

der Reichsverfassung verankert,  bis die Nationalsozialisten sie 1933

außer Kraft setzten.

Die Versammlungsfreiheit hat für demokratische Gesellschaften eine

grundlegende Bedeutung.  Sie ist notwendig,  um politische Auffas-

sungen sichtbar zu machen und ermöglicht erst den die Demokratie

19



gegenüber autoritären Systemen kennzeichnenden freien Austausch

der Meinungen und Standpunkte. Nach der Rechtsprechung des Bun-

desverfassungsgerichts ist die Versammlungsfreiheit daher auch „un-

mittelbarster Ausdruck der menschlichen Persönlichkeit“ und „eines

der vornehmsten Menschenrechte überhaupt, welches für eine frei-

heitliche demokratische Staatsordnung konstituierend ist“1. Dabei ist

sie insbesondere ein Minderheitenrecht, durch das Kritik auch – und

gerade – an der Mehrheitsauffassung ausgedrückt werden kann. Sie

erhält  damit  letztlich  Meinungsvielfalt  und  Pluralismus,  ohne  die

eine Demokratie erstarrt.

Im Grundgesetz wird die Freiheit, sich mit anderen zu versammeln,

durch Art. 8 GG geschützt. Die Versammlungsfreiheit ist ein Grund-

recht und damit ein Abwehrrecht gegen den Staat. Nicht gerechtfer-

tigte  Eingriffe  in  Versammlungen  sind  dem  Staat  untersagt.  Den

Behörden ist es demnach nicht erlaubt, Versammlungen beliebig zu

erschweren, beispielsweise indem sie Versammlungen von einer Ge-

nehmigung abhängig machen (→ S. 39) oder unverhältnismäßige Auf-

lagen  erlassen  (→ S. 85).  Auch  ein  staatlicher  Zwang,  an  einer

Versammlung teilzunehmen oder ihr fernzubleiben ist grundsätzlich

unzulässig. Eingriffe in die Versammlungsfreiheit bedürfen einer ge-

setzlichen  Grundlage,  unberechtigte  Beschränkungen  können  be-

troffene Bürger/innen abwehren – gegebenenfalls, indem sie sich an

die Gerichte wenden.

Es liegt zudem in der Freiheit der Bürger/innen zu bestimmen, wie

die von ihnen geplante Versammlung ablaufen soll. Neben der bloßen

Möglichkeit, sich an einem Ort zusammenzufinden, gewährleistet die

Versammlungsfreiheit  ein  Selbstbestimmungsrecht über Ort,  Zeit-

punkt, Art und Inhalt der Veranstaltung (→ S. 57).

1 BVerfG, Beschluss vom 14.05.1985 – 1 BvR 233, 341/81 – Brokdorf.
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